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Trotz Energiekrise lehnen die
Schweizerinnen und Schweizer
den Bau neuer Atomkraftwerke
ab. Das geht aus einer repräsen-
tativen Umfrage von GFS Bern
imAuftrag desVerbands Schwei-
zerischer Elektrizitätsunterneh-
men (VSE) hervor, bei der imAp-
ril insgesamt gut 1000 Stimmbe-
rechtigte befragt wurden.

Lediglich ein Drittel der Be-
fragten befürworten den Bau
neuer Kernkraftwerke der aktu-
ellenGeneration,wie sie heute in
Betrieb sind und in Frankreich
und Finnland gebaut werden.
Selbst für Kernkraftwerke der
viertenGeneration,die derzeit er-
forscht und entwickeltwird, kön-
nen sich die Schweizerinnen und
Schweizer nicht erwärmen: Le-
diglich 43 Prozent sagen Ja dazu.

«Die Kernkraft spielt für die
Bevölkerung im künftigen Ener-
giesystem keine Rolle», so der
Verband. Lieber als ein neues
Atomkraftwerk hätten die Bür-
gerinnen und Bürger unzählige
neue Kraftwerke – wie Windrä-
der, Solaranlagen in den Bergen
oder Staumauern.

Bestätigung
des Atomausstiegs
Die Ergebnisse der Umfrage be-
stätigen den bereits eingeschla-
genen Weg für einen Atomaus-
stieg. 2017 hatte das Stimmvolk
das Energiegesetz angenommen,
das ein Verbot für den Neubau
weitererAtomkraftwerke und ei-
nen Ausbau von erneuerbaren
Energien vorsieht.

Die klare Ablehnung neuer
AKWist jedoch einRückschlag für
die SVP,die sich fürdenBauneu-
er Atomkraftwerke starkmacht.
EnergieministerAlbert Röstiwill
sich den Bau neuer AKW länger-
fristig zumindest offenhalten.

Unbestritten ist der Rückhalt
fürdenFotovoltaikausbau auf be-
stehender Infrastruktur (zumBei-
spiel an Autobahnen, Staumau-
ern) sowie auf geeigneten Dä-
chern und Fassaden. Konkret
sprechen sich 97 Prozent der Be-
fragten für Solaranlagen auf Ge-
bäudenundFassadenaus,89Pro-
zent fürWasserkraft und 76 Pro-
zent fürWindkraft.

Weniger überzeugt ist die Be-
völkerung jedoch von grossen
Solaranlagen in den Bergen und
auf Freiflächen (54 Prozent).
Grundsätzlich habe die Versor-
gungssicherheit für die Bevölke-
rung oberste Priorität, noch vor
Klimaschutz und bezahlbaren
Strompreisen, so der VSE.

59 Prozent stimmen
Schweizer Energiepolitik zu
Die Zustimmung zum aktuellen
energiepolitischen Kurs ist trotz
der aussergewöhnlichen Um-
stände wie hoher Strompreise
und des latenten Risikos von
Mangellagen im Winter hoch:
DerAnteil der Befragten, die mit
der aktuellen Schweizer Ener-
giepolitik eher oder sehr einver-
standen sind, stieg imVergleich
zumVorjahr um 3 Prozentpunk-
te auf 59 Prozent.Allerdings fin-
den 68 Prozent, die Energiewen-
de gehe zu langsam voran. Eine
Mehrheit von 52 Prozent ist zu-
dem der Ansicht, die Energie-
wende sei nicht zu teuer.
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Trotz Stromkrise –
Bevölkerung ist
gegen neue AKW
Umfrage Schweizerinnen
und Schweizer wollen lieber
Windräder, Solaranlagen
und Staumauern als AKW.
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Der Ton ist freundlich. «Excel-
lence», heisst es im Brief des
UNO-Hochkommissariats für
Menschenrechte an die Schwei-
zer Regierung. Das Gremium
habe die Ehre, sich an die
Schweiz zu wenden. Doch das
Schreiben hat es in sich, denn die
UNO-Stelle sorgt dafür, dass Re-
gierungen denMenschenrechts-
schutz in ihrem Landverbessern
und in Einklang mit internatio-
nalen Standards bringen.Die Or-
ganisation hat die Rolle der
Schweiz im internationalen
Goldhandel unter die Lupe ge-
nommen und massive Schwä-
chen festgestellt.

In einem 13-seitigenSchreiben
listet dasGremiumdieVerfehlun-
gen auf.Dort heisst es: «Laut den
erhaltenen Informationen reicht
die aktuelle SchweizerGesetzge-
bung nicht aus, um zu verhin-
dern, dass durch Menschen-
rechtsverletzungen kontaminier-
tes Gold in die Schweiz gelangt.»

DieMängel könnten dazu füh-
ren, dass in der Schweiz ansäs-
sige und tätige Unternehmen
über ihre Lieferketten mit Men-
schenrechtsverletzungen inVer-
bindung gerieten. Als mögliche
Risiken zählt der Brief Umwelt-
schäden, Quecksilbervergiftun-
gen, die sexuelleAusbeutungvon
Frauen und Kindern, Kinderar-
beit oder Menschenhandel auf.

Das Problem ist laut dem
UNO-Hochkommissariat, dass
die Kontrollen in derSchweiz un-
genügend sind.«Die Schweizver-
fügt nicht überein angemessenes

System der Rückverfolgbarkeit
und Transparenz, das die Raffi-
nerien dazu verpflichten würde,
zu erfahren,woundwie dasGold
abgebaut wurde.» Diese Lücke
könntevon kriminellen Syndika-
ten und Drogenkartellen ausge-
nutztwerden,um ihrGold in den
Weltmarkt einzuschleusen.

Mit Schweizer Gütesiegel
in die ganzeWelt exportiert
Dabeiwäre das besonderswich-
tig, denn die Schweiz spielt im
Geschäftmit Gold eine besonde-
re Rolle: Sie ist die globale Dreh-
scheibe in der Verarbeitung des
Edelmetalls. Hierzulande wür-
den bis zu 70 Prozent des verar-
beiteten Goldes raffiniert, heisst
es im Bericht. Jährlich werden
dafür 2000 bis 3000 Tonnen
Rohgold in die Schweiz gebracht.
Vier der sieben wichtigsten Raf-
finerien der Welt befinden sich
in der Schweiz. Das Problem für
die Berichterstatter derUNO:Das
Edelmetall kommt aus verschie-
denen Ländern in die Schweiz
und wird von hier mit dem
Schweizer Gütesiegel wieder in
alle Welt exportiert.

In einem Antwortschreiben
weist der Bund dieVorwürfe des
UNO-Gremiums zurück. Alle
Raffinerien unterlägen strengen
Kontrollen. Die Schweiz impor-
tiere kaum Minengold, sondern
fast ausschliesslich bereits ver-
arbeitetes Gold. Daher liege der
Anteil des tatsächlich in der
Schweiz eingeschmolzenen Gol-
des eher bei 15 Prozent. Zudem
gebe es derzeit Bestrebungen,die
bestehenden Gesetze zu ver-

schärfen.Wie derBrief des UNO-
Gremiums ist auch dasAntwort-
schreiben der Schweiz auf dem
Internetportal des UNO-Hoch-
kommissariats für Menschen-
rechte publiziert.

Wer sich bei den Goldverar-
beitern umhört, spürt Verwun-
derung über den UNO-Brief. Es
sei unklar,woher die UNO-Kom-
mission ihre Informationenhabe,
bei denAngaben fehlen dieQuel-
len. Die Raffinerien seien nicht
angehört worden, sagt ein Ken-
ner der Branche. Weder bei der
Erstellung des UNO-Berichts
nochbei derAntwort derSchweiz.
Daher seien auch einigeAngaben
im Bericht verzerrt dargestellt,
etwaderAnteil des in derSchweiz
verarbeiteten Goldes.

Bekannt ist aber, dass ein Teil
des Goldes, das in der Schweiz
verarbeitet wird, aus Dubai
kommt. Die dortigen Kontrollen

gelten als lax, der Handelsplatz
gilt als anfällig dafür, Konflikt-
gold in den Markt einzuschleu-
sen. Dass viel Gold aus den Emi-
raten in die Schweiz kommt und
von hier weiterverkauft wird,
fällt auch einer deutschen Behör-
de auf. Die erst seit kurzem täti-
ge «Deutsche Kontrollstelle EU-
Sorgfaltspflichten in Rohstofflie-
ferketten» hat in ihrem ersten
Jahresbericht die Schweiz des-
halb als Risiko für die deutsche
Industrie ausgemacht.

«Konfliktgold» und
Goldschmuggel als Risiken
Denn der grössteTeil des Goldes,
das nach Deutschland geht,
kommt aus der Schweiz. «Der
deutliche Abstand zu den ande-
ren Ursprungs- bzw. Versen-
dungsländern ist nicht nur auf-
fallend, sondernkönnte auchpro-
blematisch sein, da signifikante
Goldimporte in die Schweiz aus
Dubai stammen.» Die Herkunft
dieses Goldes sei aber oftmals
nicht klar.DamitwürdenHeraus-
forderungen hinsichtlich der
Nachverfolgbarkeit sowieRisiken
wie «Konfliktgold» und Gold-
schmuggel einhergehen.

In seinerAntwort an die UNO
zeigt der Bund auch auf, wie er
sich für die Einhaltung derMen-
schenrechte und die nachhaltige
Produktion im Goldsektor ein-
setzt. Als Beispiel für das Enga-
gement wird im Brief die Swiss
Better Gold Initiative angeführt.
Mit ihrwird die Entwicklungver-
antwortungsvoller Lieferketten
in Bolivien, Kolumbien und Peru
unterstützt. «Die Swiss Better

Gold Initiative ist eine Vorzeige-
initiative der Schweiz, die auf na-
tionaler und internationalerEbe-
ne viel Aufmerksamkeit auf sich
zieht», heisst es dazu im kürz-
lich publizierten Rohstoffbericht
des Bundesrats. Das wird auch
von kritischenNichtregierungs-
organisationen attestiert.

Doch gibt es dabei zwei Pro-
bleme. Das erste: Die Initiative
ist noch sehr klein, in den zehn
Jahren ihres Bestehens wurden
rund 14 Tonnen Gold über sie
abgewickelt. Zum Vergleich: Im
gleichen Zeitraumwurden rund
20’000 Tonnen Gold importiert.
Das zweite Problem: Die Ini-
tiative schützt nicht vor tragi-
schen Unfällen. Vor kurzem be-
richtete die NZZ über einen Mi-
nenunfall in einer peruanischen
Goldmine, die ein Teil der Swiss
Better Gold Initiative ist. Dort
kam es Anfang Mai zu einer Ka-
tastrophe, bei der 27 Menschen
ihr Leben verloren.

Bei derNichtregierungsorga-
nisation Swissaid siehtman sich
durch den UNO-Brief bestätigt.
Es zeige sich, dass es in der
Schweiz bezüglich der Regulie-
rung des Goldhandels einen
grossen Handlungsbedarf gebe.
«DerUNO-Bericht bestätigt klar,
dass die Schweizer Gesetzge-
bung im Goldsektor seit Jahren
erhebliche Mängel aufweist»,
sagt Marc Ummel, Rohstoffex-
perte von Swissaid. «Es ist an der
Zeit, dass die Schweiz ihre Ver-
antwortung wahrnimmt und
eine Gesetzgebung verabschie-
det, die den Risiken dieses Sek-
tors angemessen ist.»

«Die Schweizer Gesetzgebung
reicht nicht aus»
Rüffel von der UNO Das Hochkommissariat für Menschenrechte kritisiert Bern wegenmangelnder Kontrollen
beim Goldhandel. Der Bund kontert mit einer Vorzeigeinitiative – nur gibt es bei dieser zwei Probleme.

«Der UNO-Bericht
bestätigt klar,
dass die Schweizer
Gesetzgebung im
Goldsektor seit
Jahren erhebliche
Mängel aufweist.»
Marc Ummel
Rohstoffexperte der
Nichtregierungsorganisation
Swissaid

Gefragtes Edelmetall: In einer Goldmine in Peru werden Sprengungen vorbereitet. Foto: Dado Galdieri (Bloomberg, Getty Images)
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